
CHINA aktuell - 1203 Oktober 2003

Trennung von Lehre und Prüfung. 

Dies bedeutet, dass nicht mehr die 

Hochschulen selbst die Prüfungen or­

ganisieren, sondern für deren Organi­

sation das Aopeng-Zentrum zuständig 

ist. Dieses nimmt die Verteilung der 

Prüfungskandidaten auf die Prüfungs­

orte vor und führt die Aufsicht über 

die Prüfungen. Vor reifer der Tren­

nung von Lehre und Prüfung war bei 

den diesjährigen Prüfungen das Netz­

studien-Institut der Universität Hun­

an (Hunan Daxue Wangluo Xueyuan)', 

die übrigen Hochschulen, die Fernstu­

dien anbieten, werden wahrscheinlich 

demnächst folgen.

Derzeit konzentriert sich die Reform 

des Fernstudiums auf drei Aspekte: 

die Stärkung der Dienstleistungen, die 

Standardisierung der Verwaltung und 

die Trennung von Lehre und Prü­

fung. Das Fernstudium soll stärker als 

Dienstleistung gegenüber den Studie­

renden gelten, d.h. abgesehen von bes­

serer Betreuung und Hilfestellung soll 

der Zugang zum Fernstudium offener 

werden, damit möglichst viele Men­

schen die Chance haben, sich im ter­

tiären Bildungssektor zu qualifizieren. 

Streng sollen allerdings die Prüfungen 

gehandhabt werden, um das Niveau 

zu halten. Die Ausweitung soll kei­

nesfalls auf Kosten der Qualität erfol­

gen. Das Fernstudium kann nur dann 

eine anerkannte Alternative zum re­

gulären Hochschulstudium sein, wenn 

die Qualität gewährleistet ist, heißt es. 

Dafür wird es als unerlässlich angese­

hen, das Fernstudium zu standardisie­

ren, eine Aufgabe, mit der man gerade 

erst begonnen hat.

Nach Einschätzung der offiziellen chi­

nesischen Seite birgt der Fernbildungs­

sektor in China riesige Marktchancen, 

aber auch Schwierigkeiten und große 

Herausforderungen. In technologischer 

Hinsicht sieht man sich mit dem Aus­

land auf gleicher Stufe, aber hinsicht­

lich der Servicefunktionen noch lange 

nicht. Schon jetzt zählt Chinas Fern­

bildungssystem zu den größten der 

Welt, und dieser Bildungssektor wird 

in Zukunft noch stärker wachsen, ins­

besondere in Mittel- und Westchina, 

wo die Möglichkeiten, ein Hochschul­

studium zu absolvieren, noch sehr 

begrenzt sind. (Vgl. dazu GMRB, 

9.10.03, Bl.) -Brunhild Staiger-

Außenwirtschaft

20 Zentralbank lehnt Aufwer­

tung und volle Konvertibili­

tät ab

Mitte Oktober d.J. machte der Zent­

ralbankpräsident in einem Interview 

mit der Nachrichtenagentur Xinhua 

deutlich, dass China dem Druck 

der US-Regierung auf Aufwertung 

und volle Konvertibilität derzeit nicht 

nachgeben wird. Allerdings räumte Hu 

Jintao in einem Gespräch mit dem 

US-Präsidenten Bush am Rande der 

APEC-Tagung ein, dass eine gemisch­

te Expertengruppe zu diesem The­

ma gegründet werden könne. Damit 

hat China eine gewisse Flexibilität ge­

zeigt, ohne jedoch Zugeständnisse in 

der Währungspolitik gemacht zu ha­

ben. (NZZ, 21.10.03)

Der Zentralbankpräsident Zhou Xiao- 

chuan wies hinsichtlich der Forderung 

nach einer Aufwertung darauf hin, 

dass viele asiatische Nachbarländer so­

wie Ökonomen davon ausgehen, dass 

dies nicht der richtige Zeitpunkt für 

eine solche Entscheidung ist. So sei­

en die Folge der Asienkrise noch kei­

neswegs vollkommen in den Ländern 

überwunden.

Mit Bezug auf den chinesischen Über­

schuss im Handel mit den USA äußer­

te Zhou starke Zweifel, ob durch eine 

Aufwertung das US-Defizit wesentlich 

verringert werden könnte. Weiterhin 

wies Zhou auf die verschiedenen Poli­

tikmaßnahmen hin, um die Zahlungs­

bilanz zu beeinflussen, u.a. Locke­

rung von Investitionsbeschränkungen 

für chinesische Unternehmen im Aus­

land, Zulassung ausländischer Finanz­

institute zur Emission von RMB-An- 

lagen auf dem Inlandsmarkt, Erleich­

terungen beim Zugang zu Devisen für 

private Reisen und Studium im Aus­

land etc.

Zhou machte auch Ausführungen 

zur mittelfristigen Liberalisierung des 

RMB. Da noch viele Reformen unvoll­

endet sind, ist Zhou zufolge die Festle­

gung von Prioritäten, die Abfolge von 

Maßnahmen und die Komplementari­

tät mit anderen Reformen von ent­

scheidender Bedeutung. Als Voraus­

setzungen gelten die grundsätzliche 

Liberalisierung des Handels, insbeson­

dere des Dienstleistungshandels, die 

Aufhebung der (meisten) Restriktio­

nen beim Kapitalverkehr sowie we­

sentliche Fortschritte bei der Reform 

der staatseigenen Banken. Da bis zum 

Jahre 2006 ausländische Banken un­

beschränkt in RMB-Geschäften aktiv 

sein dürfen und damit der Marktzu­

gang für die Auslandsbanken erleich­

tert ist, wird sich der Wettbewerb für 

die staatseigenen Banken verstärken. 

Die Erhöhung ihrer Wettbewerbsfä­

higkeit sowie die Einführung von Me­

chanismen zur Risikovermeidung wer­

den Zhou zufolge im Vordergrund bei 

der kommenden Reform der Banken 

stehen. (BBC EF, 19.10.03) -schü-

21 Grünes Licht für Kfz-Finan- 

zierungen ausländischer Au­

tomobilkonzerne

Am 3.10.03 veröffentlichte die Chi­

na Banking Regulatory Commis­

sion (CBRC), Chinas Bankaufsichts­

behörde, die Bestimmungen über 

die Autofinanzierung (Administrative 

Rules Governing the Auto Financ- 

ing Company, Order of the Chi­

na Banking Regulatory Commis­

sion, 2003, No.4, www.fdi.gov.cn/ 

resupload / epdf/e03244.pdf).

Die Bestimmungen sind die letzte Bar­

riere für den Aufbau von Kfz-Finan- 

zierungsunternehmen durch ausländi­

sche Automobilkonzerne. Die Zulas­

sung dieser Unternehmen war im Rah­

men des WTO-Beitrittsprotokolls zu­

gesagt worden, doch hat die Vorlage 

dieser Bestimmungen relativ lange ge­

dauert.

Die Bestimmungen umfassen sechs 

Kapitel mit 42 Artikeln, die die 

Funktionen, die Gründungsbedingun­

gen und Schließung von Kfz-Finanzie- 

rungsunternehmen sowie Sanktionen 

bei Nichtbeachtung der Vorschriften 

behandeln. Die Veröffentlichung von 

Ausführungsbestimmungen durch die 

CBRC steht noch aus. (XNA, 5.10.03) 

Die Vorschriften legen u.a. fest, dass 

die Kfz-Finanzierungsunternehmen ei­

ne Genehmigung von der CBRC be­

nötigen. Das Unternehmen, das eine 

Lizenz für die Autofinanzierung bean­

tragt, kann sowohl in China als auch 

im Ausland registriert sein. Vorausset­

zung für die Genehmigung ist (Kapitel 

http://www.fdi.gov.cn/


CHINA aktuell - 1204 Oktober 2003

2), dass das Unternehmen über ein Ge­

samtvermögen von nicht weniger als 4 

Mrd. RMB (480 Mio. US$) verfügt. 

Der Umsatz des Vorjahres darf nicht 

weniger als 2 Mrd. RMB betragen. 

Der Umfang des registrierten Kapi­

tals für das Kfz-Finanzierungsunter- 

nehmen muss 500 Mio. RMB (60 Mio. 

US$) ausmachen.

Theoretisch könnten die Kfz-Finan- 

zierungsunternehmen durch attrakti­

ve Zinsangebote den Wettbewerb um 

Kredite bestimmen. In der Praxis wer­

den sich die Unternehmen jedoch den 

staatlichen Zinsvorgaben, die für den 

gesamten Bankensektor gelten, anpas­

sen müssen. Allerdings wird damit ge­

rechnet, dass die ausländischen Unter­

nehmen aufgrund ihrer großen Erfah­

rung in der Kfz-Finanzierung durch­

aus Einfluss auf die Marktentwicklung 

haben werden. (XNA, 18.10.03)

Zu den ausländischen Automobilkon­

zernen, die bereits bei der Vorberei­

tung auf die Gründung eines Kfz-Fi- 

nanzierungsunternehmens sind, zäh­

len VW, General Motors und Ford. 

Diese Unternehmen beliefern den chi­

nesischen Markt mit Exporten bzw. 

haben dort ihre Produktionsstätten 

aufgebaut. Nach einer Studie der 

Deutschen Bank verfügte VW im Jah­

re 2002 noch über einen Marktan­

teil von 38%, General Motors je­

doch schon über 9%. Die Marktan­

teile anderer Unternehmen (Kfz-Ver­

käufe nach Marken aufgeführt) belie­

fen sich wie folgt: Daihatsu 8%, Suzuki 

7%, Citroen 7%, Honda 5%, Audi 3%, 

Nissan 3%, Hyundai 2% und andere 

Unternehmen 18%. (FT, 6.10.03)

VW versucht seit 1997, ein Kfz-Fi- 

nanzierungsunternehmen aufzubauen. 

Das Unternehmen rechnet nun damit, 

dass es bis Mitte nächsten Jahres eine 

Lizenz erhalten kann. (NfA, 9.10.03)

Seit 1998 führen inländische Finanz­

institute die Kreditvergabe für die 

Finanzierung von Kfz durch. Wäh­

rend in den Industrieländern rd. 70% 

der Kfz-Käufe über ein Kfz-Finanzie- 

rungsunternehmen abgewickelt wer­

den, beträgt dieser Anteil in China 

erst weniger als 20%. (XNA, 18.10.03) 

-schü-

22 Chinas EU-Positionspapier

Nachdem die EU Ende September ein 

China-Strategiepapier veröffentlichte, 

liegt nun auch das Positionspapier des 

chinesischen Außenministeriums zur 

Politik gegenüber der EU vor (sie­

he hierzu „EU-Kommission legt neues 

China-Strategiepapier vor“, in: C.a., 

2003/9, Ü 20). Das Dokument der chi­

nesischen Seite besteht aus drei Teilen, 

und zwar 1) Status und Rolle der EU, 

2) Chinas EU-Politik sowie 3) Stär­

kung der Kooperation zwischen China 

und der EU in allen Bereichen, auf­

geteilt in a) politische und b) wirt­

schaftliche Aspekte sowie c) Bildung, 

Wissenschaft und Technologie, Kul­

tur, Gesundheit und andere Aspekte, 

d) soziale, rechtliche und administrati­

ve Aspekte und e) militärische Aspek­

te (s. das Dokument im hinteren Teil 

dieses Heftes).

Die Teile 1) und 2) nehmen in dem 10- 

seitigen Dokument lediglich 1,5 Sei­

ten ein und heben die wirtschaftli­

che Bedeutung der EU, den EU-Inte­

grationsprozess und die positive Ent­

wicklung der bilateralen Beziehungen 

hervor. Die Stärkung der Beziehungen 

zwischen China und der EU wird als 

wichtige Komponente der Außenpoli­

tik Chinas bezeichnet. China verfol­

ge eine langfristige, stabile und volle 

Partnerschaft mit der EU. Das Doku­

ment führt folgende Politikziele gegen­

über der EU auf:

• Förderung einer verlässlichen 

und stetigen Entwicklung der 

China-EU-Beziehungen im Rah­

men der Prinzipien des gegen­

seitigen Respekts, gegenseitigen 

Vertrauens und der Verständi­

gung trotz Unterschieden, und 

des Beitrags zum Weltfrieden 

und zur Stabilität.

• Vertiefung der wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit zwischen Chi­

na und der EU im Rahmen 

der Prinzipien des gegenseitigen 

Vorteils, der Reziprozität und 

Konsultationen auf einer gleich­

berechtigten Basis sowie Förde­

rung der gemeinsamen Entwick­

lung.

• Ausweitung der kulturellen Be­

ziehungen zwischen China und 

der EU und Intensivierung der

Kontakte zwischen den Men­

schen im Rahmen des Prin­

zips des gegenseitigen Nachei­

ferns, gemeinsamen Wohlstands 

und Komplementarität sowie 

der Förderung der kulturellen 

Harmonie und des Fortschritts 

in Ost und West.

Die im Teil 3) aufgeführten politischen 

Aspekte umfassen:

- Stärkung des hochrangigen Aus­

tausches und politischen Dialogs.

- Strikte Beachtung des Ein-China- 

Prinzips.

- Ermutigung der Kooperation der 

EU mit Hongkong und Macau.

- Förderung des Verständnisses der 

EU zu Tibet.

- Fortsetzung des Menschenrechts­

dialoges.

- Stärkung der internationalen Ko­

operation.

- Förderung des gegenseitigen Ver­

ständnisses chinesischer und euro­

päischer Rechtsorgane.

- Intensivierung des Austausches 

zwischen politischen Parteien in 

China und der EU.

An dieser Stelle soll näher auf die 

im Teil 3) genannten wirtschaftlichen 

Aspekte eingegangen werden. Im Do­

kument werden in diesem Zusam­

menhang sieben Bereiche angespro­

chen, wobei der erste Bereich aufgrund 

seiner herausragenden Bedeutung im 

Folgenden detailliert dargestellt wird: 

1. Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Handel': Hier geht China von der 

Entwicklung einer dynamischen, lang­

fristigen und stabilen wirtschaftlichen 

Kooperation und des Handels aus und 

erwartet, dass die EU Chinas größter 

Partner im Außenhandel und bei den 

Investitionen werden wird. Um dieses 

Ziel zu erreichen, werden im Doku­

ment folgende Maßnahmen und Poli­

tikansätze aufgeführt:

• Nutzung des gemeinsamen Ko­

mitees für Wirtschaft und Han­

del und Intensivierung des po­

litischen Dialogs zu Fragen von 

Wirtschaft und Handel; Aufda­

tierung des bilateralen Abkom­

mens über Handel und wirt­

schaftliche Kooperation zu an­

gemessenen Zeiten; Diskussi­

on über die Restriktionen und
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technischen Barrieren im Han­

del, Lockerung der Restrik­

tionen bei Hightech-Exporten 

und Erschließung des enor­

men Potenzials der technologi­

schen Kooperation und des Han­

dels in Übereinstimmung mit 

den WTO-Regeln; Behandlung 

Chinas als volle Marktwirtschaft 

so schnell wie möglich; Re­

duzierung und Aufhebung von 

Anti-Dumping und anderen dis­

kriminierenden Politiken gegen­

über China; vorsichtige Anwen­

dung des Transitional Product- 

Specific Safeguard Mechanism 

(TPSSM); Kompensation der 

chinesischen Seite für die wirt­

schaftlichen Verluste und den 

Handelsrückgang, der durch die 

EU-Erweiterung eintritt.

• Stärkung der China-EU-Koope- 

ration in den neuen WTO-Ver­

handlungsrunden und enge Zu­

sammenarbeit, um den Erfolg 

der Verhandlungen zu erreichen.

• Stärkung des Dialogs über In­

vestitionen, Unterstützung des 

Aufbaus bilateraler Institutio­

nen für die Investitionsförde­

rung; Ermutigung und Vorga­

be von Richtlinien für Investitio­

nen von Unternehmen auf bei­

den Seiten; Stärkung der Ko­

operation zwischen kleinen und 

mittleren Unternehmen; Ent­

wicklung von Veredlungshandel, 

Vertragshandel und Kooperati­

on im Bereich Arbeitskräfte­

einsatz sowie Ermutigung von 

transnationalen Unternehmens­

operationen und internationali­

sierter Produktion.

• China heißt mehr Entwicklungs­

hilfe der EU willkommen, insbe­

sondere in den Bereichen Um­

weltschutz, Armutsreduzierung, 

öffentliche Gesundheit und Bil­

dung. Auch eine stärkere Rol­

le bei der Entwicklung von 

Humankapital, insbesondere bei 

der Fort- und Ausbildung in der 

Zentral- und Westregion sowie 

beim Aufbau von Kapazitäten 

für die Beteiligung in multila­

teralen Handelsregimen ist er­

wünscht.

• Intensivierung der Kooperation 

in den Bereichen Qualitätskon­

trolle, Inspektion und Quarantä­

ne; Aufbau angemessener Kon- 

sulationsmechanismen.

• Stärkung der Kooperation der 

Zollbehörden und Abschluss ei­

ner Zollvereinbarung zwischen

China und der EU.

Im Bereich der finanziellen Zusam­

menarbeit (Unterpunkt 2) schlägt 

China in dem Dokument die Ein­

richtung eines hochrangigen Dialogs 

über Fragen der Finanzsektorentwick­

lung vor, die Ausweitung der Zusam­

menarbeit der Zentralbanken und die 

Vertiefung der Kooperation zur Ver­

hinderung und Lösung von Finanz­

krisen, Vermeidung von Geldwäsche 

etc. Angesprochen wird auch die Fra­

ge der Zusammenarbeit im Versiche­

rungswesen und bei der Entwicklung 

eines Rechtsrahmens für den Wertpa­

piermarkt. Im Bereich der landwirt­

schaftlichen Zusammenarbeit (Unter­

punkt 3) wird vor allem die enge­

re Kooperation von Forschungsinstitu­

tionen, Universitäten und Unterneh­

men hervorgehoben, die insbesonde­

re auch den Regionen in Zentral- und 

Westchina zugute kommen soll. Die 

Zusammenarbeit im Bereich der Um­

welt (Unterpunkt 4) soll sich auf Fra­

gen der Umweltgesetzgebung, Klima­

wandel, Schutz der Bio-Vielfalt, Han­

del- und Umweltfragen konzentrieren. 

Auch die Kooperation im IT-Sektor 

wird im Dokument (Unterpunkt 5) an­

gesprochen. Hier soll der Mechanismus 

der EU-Arbeitsgruppe zur Informati­

onsgesellschaft gestärkt werden. Ein 

wichtiger Aspekt der Zusammenarbeit 

wäre die „Digital Olympics“. Weitere 

Bereiche sind die Zusammenarbeit bei 

Energiefragen sowie im Transportsek­

tor.

Zusammenfassend kann festgestellt 

werden, dass es sich bei dem Strate­

giepapier der chinesischen Seite um ei­

ne umfassende Abbildung der Koope­

rationsmöglichkeiten handelt, die von 

der Vision einer engen partnerschaft­

lichen Zusammenarbeit ausgeht. Im 

Zentrum steht dabei die Vorstellung, 

dass die EU der wichtigste Handels­

und Investitionspartner Chinas wer­

den könnte. Derzeit ist die EU Chinas 

drittgrößter Handelspartner; für die 

EU wurde China im Jahr 2002 zum 

zweitwichtigsten Handelspartner au­

ßerhalb der EU. Einige Punkte in der 

Strategie erscheinen allerdings noch 

stark diskussionswürdig zu sein. So 

ist es beispielsweise fraglich, ob eine 

Kompensation für die möglichen Ver­

luste Chinas, die durch die EU-Erwei­

terung auftreten, kompensiert werden 

sollten.

Bemerkenswert ist, dass dies das ers­

te Strategiepapier zu den Beziehun­

gen zur EU ist, und damit die Be­

deutung offensichtlich wird, die China 

der Intensivierung der bilateralen Zu­

sammenarbeit einräumt. Hintergrund 

hierfür ist wohl das Bemühen, ein Ge­

gengewicht zu den Beziehungen mit 

den USA zu schaffen, die gerade auch 

im Augenblick aufgrund des enormen 

Drucks, den die US-Regierung auf die 

chinesische Währungspolitik ausübt, 

angespannt sind.

Unkritisch ist allerdings auch die EU 

nicht gegenüber Chinas Handels- und 

Währungspolitik. So betonte Pascal 

Lamy im Oktober im Namen der EU, 

dass eine Einhaltung der WTO-Zuge- 

ständnisse erwartet wird. Hierbei ver­

wies er u.a. auf die Öffnung des Te­

lekommunikationsmarktes. Aber auch 

hinsichtlich des Wechselkurses des 

RMB vertritt Lamy die US-Position, 

dass der RMB unterbewertet ist. An­

dererseits schlug Lamy einen Wäh­

rungskorb vor, in dem nicht nur der 

US-Dollar, sondern auch der Euro und 

der Yen als Referenzwährung zu fin­

den ist. (AWSJ, 31.10.03) -schü-

23 ASEAN Wirtschafts- und

Investitionsgipfel: China be­

tont Wirtschaftskooperation

Anfang Oktober d.J. fand auf Ba- 

li/Indonesien der erste Wirtschafts­

und Investitionsgipfel der ASEAN 

statt. Ministerpräsident Wen Jiabao 

hielt dort einen Vortrag über „Chi- 

na’s Development and Asia’s Rejun- 

venation“. Der Tenor seiner Rede und 

der anschließenden Angebote zu ei­

ner verstärkten Wirtschaftskooperati­

on war klar: Die chinesische Regie­

rung bemüht sich darum, ein har­

monisches Verhältnis zu seinen Nach­

barn zu haben und ihnen die Angst 

vor Chinas wachsender weltwirtschaft­

licher Bedeutung zu nehmen.

Wen Jiabao betonte in seiner Rede, 

dass sich Chinas schnelle Wirtschafts­

entwicklung positiv auf die asiatische
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Region aus wirken wird. So seien da­

mit Chancen und erhebliche Vortei­

le für jedes asiatische Land verbun­

den, und die Wirtschaftsentwicklung 

Chinas werde Beiträge zum Frieden 

und zur Entwicklung in Asien leisten. 

Als Gründe für die positiven Wirkun­

gen nannte Wen Jiabao: 1) Chinas 

Entwicklungsstrategie basiere darauf, 

die Entwicklung, Modernisierung, den 

Frieden und die Stabilität in Asien zu 

fördern. Die Komponenten seien da­

bei „gute Nachbarschaft“, „Frieden mit 

den Nachbarn“ und „Wohlstand für 

die Nachbarn“. Chinas Wirtschafts­

entwicklung bringe 2) realistische und 

langfristige Vorteile für jedes asiati­

sche Land, der Markt werde vergrö­

ßert und mehr Geschäftsmöglichkeiten 

würden entstehen. Derzeit liege das 

jährliche Wachstum der Importe aus 

den ostasiatischen Ländern doppelt so 

hoch wie das Wachstum des globa­

len Handels. In den letzten vier Jah­

ren seit dem Ausbruch der Asienkri- 

se habe die durchschnittliche jährliche 

Wachstumsrate der Importe Chinas 

aus den ASEAN-Ländern bei 25,7% 

gelegen. Chinas Direktinvestitionen in 

diesen Ländern erhöhe sich um 20% 

pro Jahr. Wen hob auch die Bedeu­

tung der finanziellen Stabilität her­

vor, die durch den stabilen Wechsel­

kurs der chinesischen Währung unter­

stützt werde. Weiterhin wirke Chinas 

schnelle Wirtschaftsentwicklung 3) als 

Unterstützung des Friedens, insbeson­

dere der regionalen Stabilität. (BBC 

EF, 7.10.03)

In einer gemeinsamen Erklärung der 

ASEAN und China, wird nicht nur die 

Verbesserung der politischen Bezie­

hungen hervorgehoben, sondern auch 

die Intensivierung der wirtschaftli­

chen Zusammenarbeit. Die Kooperati­

on beziehe sich vor allem auf die Berei­

che Landwirtschaft, Informations- und 

Telekommunikationssektor, Entwick­

lung von Humankapital, Investitionen, 

und Entwicklung der Mekong-Region. 

Als wichtigen Schritt der wirtschaft­

lichen Annäherung wird das im Jah­

re 2002 abgeschlossene „Framework 

Agreement on Comprehensive Eco- 

nomic Cooperation between ASEAN 

and China“ hervorgehoben, mit dem 

der Prozess der ASEAN-China Free 

Trade Area und der bilateralen Zu­

sammenarbeit beschleunigt wurde.

In der gemeinsamen Erklärung wird 

dazu aufgefordert, die Stärken der je­

weiligen Märkte zur Geltung kommen 

zu lassen und die schnelle Entwicklung 

der bilateralen Wirtschaftsbeziehun­

gen weiter zu fördern. Ziel sei die Aus­

weitung des gemeinsamen Handelsvo­

lumens auf rd. 100 Mrd. US$ bis zum 

Jahre 2005. Weiterhin sollen die Ge­

spräche über die ASEAN-China Free 

Trade Area verstärkt werden, um die­

ses Ziel bis zum Jahre 2010 zu errei­

chen. Die bisherigen Schwerpunktfel­

der der wirtschaftlichen Kooperation 

sollen weiter verfolgt werden.

Im Bereich der Kooperation bei sozia­

len Fragen weist die Erklärung auf die 

Zusammenarbeit bei SARS hin und 

auf die damit verbundene Intensivie­

rung im Bereich öffentliche Gesund­

heit. Hierfür soll ein spezieller Fonds 

eingerichtet werden. Darüber hinaus 

ist eine Stärkung der Kooperation in 

den Bereichen Wissenschaft und Tech­

nologie, Umwelt, Bildung und Kultur 

vorgesehen. (BBC EF, 8.10.03)

Der Ausweitung der bilateralen Wirt­

schaftsbeziehungen dient auch der 

Vorschlag Chinas, im Jahre 2004 in 

der Stadt Nanjing eine ASEAN EXPO 

zu organisieren. (BBC EF, 8.10.03) 

-schü-

Binnenwirtschaft

24 Hohes Wirtschaftswachstum 

bis zum 3. Quartal 2003

Nach einem Bericht des Staatlichen 

Statistikamtes verzeichnete die ge­

samtwirtschaftliche Entwicklung im 3. 

Quartal zwar die höchste Wachstums­

rate seit Jahren, doch könne nicht von 

einer Überhitzung der Wirtschaft ge­

sprochen werden. Während die Inves­

titionen sehr schnell zugenommen hät­

ten, sei die Preisentwicklung und der 

private Konsum eher langsam gewach­

sen. Die konjunkturelle Entwicklung 

der Wirtschaft mit dem Begriff „über­

hitzt“ zu belegen, würde die komplexe 

Situation nicht zufrieden stellend be­

schreiben.

Nach Einschätzung des Statistikamtes 

erhole sich die Wirtschaft unerwartet 

schnell von den negativen Folgen der

SARS-Epidemie. Von der Krankheit 

waren 5.327 Personen betroffen gewe­

sen; 349 Menschen sind gestorben. Der 

stellvertretende Direktor des Statis­

tikamtes Qiu Xiaohua geht davon aus, 

dass durch SARS nur ein Wachstums­

rückgang in Höhe von 0,8% zu erwar­

ten sein wird. (XNA, 17.10.03)

Die Staatliche Entwicklungs- und Re­

formkommission forderte allerdings 

Maßnahmen, um die überhitzte Ent­

wicklung in einigen Industriebran­

chen wie Stahl-, Aluminium-, Zement- 

und Kfz-Industrie abzubremsen. Soll­

te das nicht geschehen, wären nega­

tive Entwicklungen für die Gesamt­

wirtschaft zu befürchten. In dieser 

Stellungnahme spiegelt sich die Sor­

ge wider, dass die sehr hohen In- 

vestitions- und Outputzuwächse die 

konjunkturelle Entwicklung destabili­

sieren könnten. (FT, 24.10.03) Auch 

Qu Hongbin von der HSBC in Hong­

kong weist auf die extrem hohen In­

vestitionszuwächse und die überhitz­

te Nachfrage bei Eisen, Stahl, Kohle, 

Aluminium, Zink und anderen Roh­

stoffen hin. (FT, 18./19.10.03) Nach 

Einschätzung einer Reihe chinesischer 

und ausländischer Experten wächst 

Chinas Wirtschaft derzeit sogar noch 

deutlich schneller als dies die offiziel­

len Wachstumsraten ausweisen. (FT, 

9.10.03)

BIP-Wachstum:

Im 3. Quartal lag das BIP-Wachs- 

tum bei 9,1% und stellt damit ei­

ne drastische Erhöhung gegenüber der 

6,7%igen Wachstumsrate bis Juni d.J. 

dar. Das Staatliche Statistikamt rech­

net damit, dass für das gesamte Jahr 

ein Wachstumstempo von rd. 8,3% er­

wartet werden kann. In den ersten drei 

Quartalen lag die gesamtwirtschaftli­

che Wachstumsrate bereits bei 8,5%.

Regional fiel das Wachstum wiederum 

unterschiedlich aus. Shanghai lag mit 

einer Wachstumsrate von 11,9% bis 

Ende September im Vergleich zu an­

deren Regionen deutlich vorn.

Industrielle Entwicklung:

Von Januar bis September stieg die 

industrielle Wertschöpfung um insge­

samt 16,5% und lag damit um 4,3 Pro­

zentpunkte höher als in der Vergleichs­

periode des Vorjahres. Seit 1995 wurde 

damit das höchste Wachstum im In­

dustriesektor erzielt.




